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Vorblatt 


Grundgesetzänderung 
(Artikel 74 GG — Umweltschutz) 

Grundgesetzänderung 
(Artikel 74 GG — Abfallbeseitigung) 


A. Problem 

Durch die beiden vorliegenden Gesetzentwürfe sollen dem 
Bund auf dem Gebiet des Umweltschutzes erweiterte Gesetz- 
gebungskompetenzen gegeben werden, und zwar für Luft- 
reinhaltung, Lärmbekämpfung, Wasserhaushalt, Naturschutz 
und Landschaftspflege sowie für Abfallbeseitigung. Der Bundes- 
rat hat bisher die vorgeschlagene konkurrierende Bundes- 
gesetzgebungskompetenz für den Wasserhaushalt, den Natur- 
schutz und die Landschaftspflege abgelehnt, im übrigen hat 
er die Notwendigkeit für die vorgesehenen Gesetzgebungs- 
kompetenzen des Bundes bejaht. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß schlägt vor, 

a) beide Gesetzentwürfe zu einem Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes zu verbinden und in dieser Grundgesetz- 
änderung aus den^ Vorlagen vorab die konkurrierenden 
Gesetzgebungskompetenzen für die Abfallbeseitigung, die 
Luftreinhaltung und die Lärmbekämpfung zu verabschieden, 

b) die Beratung der beantragten weiteren GG-Änderung be- 
treffend den Wasserhaushalt, den Naturschutz und die Land- 
schaftspflege zurückzustellen. 
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C. Alternativen 

Es wurde auch die Überlegung angestellt, ob vor Verabschie- 
dung der Grundgesetzänderung die jeweiligen Ausführungs- 
gesetze von der Bundesregierung vorgelegt werden sollen. 


D. Kosten 

Unmittelbar entstehen für den Bund und die Länder keine 
Kosten. Die mittelbaren Kosten können noch nicht abgeschätzt 
werden. 
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Schriftlicher Beridit 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines . . . Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 74 GG — Umweltschutz) 

— Drucksache VI/ 1298 — 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 74 GG — Abfallbeseitigung) 

— Drucksache Vl/2249 — 


A. Bericht der Abgeordneten Konrad und von Thadden 


I. 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundes- 
tag zwei Gesetzentwürfe zur Änderung des Grund- 
gesetzes zugeleitet, die sich mit dem Umweltschutz 
im weiteren Sinne befassen, nämlich 

1. den Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung 
des Grundgesetzes (Ärtikel 74 GG — Umwelt- 
schutz) — Drucksache Vl/1298; Ziel des Entwurfes 
ist die Begründung der konkurrierenden Gesetz- 
gebungskompetenz für die Luftreinhaltung und 
die Lärmbekämpfung und die Übernahme der 
bisherigen Rahmenkompetenzen für den Wasser- 
haushalt, den Naturschutz und die Landschafts- 
pflege in die konkurrierende Gesetzgebung; 

2. den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Grundgesetzes (Artikel 74 GG — Abfallbeseiti- 
gung) — Drucksache VI/2249; Ziel des Entwurfs 
ist die Begründung einer konkurrierenden Ge- 
setzgebungskompetenz für die Abfallbeseitigung. 

Der Gesetzentwurf zu 1. (Drucksache VI/1298) 
wurde vom Deutschen Bundestag in der 87. Sitzung 
am 16. Dezember 1970 dem Rechtsausschuß feder- 
führend und zur Mitberatung im Innenausschuß, der 


Gesetzentwurf zu 2. (Drucksache VI/2249) in der 
134. Sitzung am 22. September 1971 dem Rechts- 
ausschuß federführend und zur Mitberatung im In- 
nen- und Wirtschaftsausschuß überwiesen. 

Der Recht saus schuß hat die Gesetzentwürfe in sei- 
ner 66. Sitzung am 9. Dezember 1971 beraten. Der 
mitberatende Innenausschuß empfiehlt, der GG- 
Änderung Äbfallbeseitigung (Drucksache VI/2249) 
uneingeschränkt zuzustimmen. Die GG-Änderungen 
Wasserhaushalt, Luftreinhaltung und Lärmbekämp- 
fung (Drucksache VI/1298) billigt der mitberatende 
Innenausschuß grundsätzlich. 

Die GG-Änderung hinsichtlich der Bereiche „Na- 
turschutz und Landschaftspflege" sollen nach Auf- 
fassung des mitberatenden Innenausschusses abge- 
trennt und zurückgestellt werden. 


11 . 

1. Für die Äbfallbeseitigung hat der Bund bisher 
keine ausdrückliche Kompetenz. Die Bundes- 
regierung hat den Entwurf eines Abfallbeseiti- 
gungsgesetzes (Drucksache VI/2401) zunächst auf 
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verschiedene, mosaikartig zusammengesetzte | 
Kompetenzen aus Artikel 74 GG gestützt. Sie ist 
dann aber der Anregung des Bundesrates bei 
dessen erster Beratung des Abfallbeseitigungs- 
gesetzes gefolgt und hat den vorliegenden Ge- 
setzentwurf zur Änderung des Grundgesetzes 
durch Einfügung der „Abfallbeseitigung" in den 
Katalog der konkurrierenden Gesetzgebungs- 
kompetenzen eingebracht. Dieser Gesetzentwurf 
sollte nach ihrer Auffassung nur der Klarstellung 
dienen, während der Bundesrat meint, diese GG- 
Änderung sei erforderlich, wenn der Entwurf des 
Abfallbeseitigungsgesetzes auf eine verfassungs- 
rechtlich einwandfreie Grundlage gestützt werden 
soll. 

Der Rechtsaussdiuß hat darauf verzichtet, diese 
zwischen Bundesrat und Bundesregierung strei- 
tige Frage zu klären. Er ist mit der Bundesregie- 
rung der Auffassung, daß diese GG-Änderung 
jedenfalls dann erforderlich ist, wenn das Sach- 
gebiet „Abfallbeseitigung" einer gründlichen und 
erschöpfenden bundeseinheitlichen Regelung zu- 
geführt werden soll, die auch der Bundesrat für 
erforderlich halt. 

2. a) Auch eine umfassende bundeseinheitliche Re- 
gelung für die Luftreinhaltung und die Lärm- 
bekämpfung ist nach der Überzeugung des 
Rechtsausschusses dringend erforderlich. Eine 
solche umfassende Regelung ist mit Hilfe der 
dem Bund gegenwärtig zur Verfügung stehen- 
den Kompetenzen (z. B. Artikel 74 Nr. 11, 17, 
19, 20 und 22) nicht möglich. Eine auf diese 
Kompetenzen gestützte Regelung könnte den 
öffentlichen Bereich zumindest in den Ländern 
und Gemeinden und den gesamten privaten 
Bereich nicht erfassen. Der Rechtsausschuß ist 
daher mit dem Bundesrat der Auffassung, daß 
der Entwurf eines Immissionsschutzgesetzes 
(Drucksache VI/2868), der eine umfassende, 
alle Bereiche einbeziehende Regelung bringen 
soll, nur verabschiedet werden kann, wenn 
dem Bund zuvor die konkurrierende Gesetz- 
gebungsbefugnis für die Luftreinhaltung und 
die Lärmbekämpfung eingeräumt wird. 


b) Hinsichtlich des Wasserhaushalts liegen die 
Dinge anders. Hier ist der Rechtsausschuß 
noch nicht davon überzeugt, daß die Regelun- 
gen, die die Bundesregierung für erforderlich 
hält, nicht auch schon mit der dem Bund jetzt 
zur Verfügung stehenden Rahmenkompetenz 
für den Wasserhaushalt (Artikel 75 Nr. 4 GG) 
getroffen werden können, daß also die von 
der Bundesregierung beantragte GG-Ande- 
rung insoweit wirklich notwendig ist. Er hat 
daher die Beratung dieses Teils der Vorlage 
der Bundesregierung (Drucksache VI/1298) 
ausgesetzt, bis die einfachgesetzliche Aus- 
führungsregelung beraten ist. 

c) Für den Naturschutz und die Landschafts- 
pflege hat der Bund bereits die Rahmen- 
gesetzgebungskompetenz (Artikel 75 Nr. 3 
GG). Er hat von ihr bisher keinen Gebrauch 
gemacht. Der Rechtsausschuß hat sich wie der 
mitberatende Innenausschuß noch nicht davon 
überzeugen können, daß diese Rahmenkompe- 
tenz in eine konkurrierende Kompetenz über- 
führt werden muß. Nachdem der Bundesrat 
diese Kompetenzausweitung des Bundes fast 
einhellig abgelehnt hat, besteht zur Zeit keine 
Aussicht auf eine Verabschiedung dieses Teils 
des Gesetzentwurfs. Er soll deshalb ausge- 
klammert und zurückgestellt werden. 

III. 

Der Rechtsausschuß hat daher gegen eine Stimme 
bei einer Stimmenthaltung beschlossen, dem Plenum 
des Deutschen Bundestages zu empfehlen, 

1. die beiden Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
(Drucksachen VI/1298 und VI/2249) zu verbinden 
und das Grundgesetz durch Einfügung einer 
neuen konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz 
für die Abfallbeseitigung, die Luftreinhaltung und 
die Lärmbekämpfung als Nummer 24 in Arti- 
kel 74 GG zu ergänzen; 

2. die Beratung der Vorlagen im übrigen, also hin- 
sichtlich der Bereiche Wasserhaushalt, Natur- 
schutz und Landschaftspflege zurückzustellen. 


Bonn, 14. Dezember 1971 


Konrad von Thadden 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Dreißigsten Gesetzes zur Ände- 
rung des Grundgesetzes — aus Drucksachen VI/ 1298, 
W2249 — in der anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 14. Dezember 1971 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Konrad von Thadden 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Dreißigsten Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 74 GG — Umweltschutz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten. 


Artikel I 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert: 


1. In Artikel 74 Nr. 23 wird hinter dem Wort „Berg- 
bahnen" der Punkt durch einen Strichpunkt er- 
setzt. 

2. Hinter Artikel 74 Nr. 23 wird folgende Num- 
mer 24 angefügt: 

„24. die Abfallbeseitigung, die Luftreinhaltung 
und die Lärmbekämpfung." 


Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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